
Tschechische Republik
Volker Weichsel

Das Jahr 2014 sollte  ein Wendejahr für die Europapolitik der Tschechischen Republik 
werden. So hatte es die im Januar 2014 angetretene Regierung unter dem sozialdemokrati-
schen  Ministerpräsidenten  Bohuslav  Sobotka  angekündigt.  Auch  der  seit  März  2013 
amtierende Präsident Miloš Zeman, der von 1998 bis 2002 als Ministerpräsident wesent-
lich für die Vorbereitungen des EU-Beitritts der Tschechischen Republik verantwortlich 
gewesen war, positioniert sich trotz seines Austritts aus der Tschechischen Sozialdemokra-
tischen Partei ČSSD im Jahr 2007 bis heute als Vertreter jener Kräfte der Politik, die der 
europäischen Integration positiv gegenüberstehen. 

Europapolitik

In den Jahren vor dem Regierungswechsel 2014 hatte die liberalkonservative Regierung 
unter Petr Nečas nicht mit Kritik an der Europäischen Union gespart und Präsident Václav 
Klaus hatte mit integrationsskeptischen Reden europaweit für Aufmerksamkeit gesorgt. Er 
hatte Nachteile nicht nur für die kleinen Völker und ihre Staaten Europas ausgemacht, 
sondern den Nationalstaat als solchen in Gefahr gesehen und das Verschwinden der Natio-
nen an die Wand gemalt. Entsprechend prangerte er nicht nur eine angebliche Dominanz 
der großen Staaten in den intergouvernementalen Gremien an, sondern lehnte das Prinzip 
der Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat ebenso ab wie die supranationalen Institutio-
nen  Europäische  Kommission  und  Europäisches  Parlament.  Davon  grenzten  sich  die 
Regierung Sobotka und der Präsident Zeman explizit ab. In der Regierungserklärung vom 
Februar 2014 verkündete die aus der ČSSD, der christsozialen KDU-ČSL und der Partei 
der politischen Bewegung ANO 2011 des Unternehmers Andrej Babiš bestehende Koaliti-
on, sie wolle sich „aktiv für eine Europäische Union einsetzen, die politisch einflussreich 
und handlungsfähig sowie ökonomisch konkurrenzfähig ist.“ Die Tschechische Republik 
solle sich „in Richtung europäischer Integrationskern“ bewegen und werde alle Schritte 
unterstützen, die auf eine vertiefte Koordination der Wirtschafts- und Fiskalpolitik zielen.1

Anderthalb  Jahre  später  fällt  die  Bilanz  für  alle,  die  eine  europapolitische  Wende 
erhofft  hatten,  ernüchternd  aus;  wer  sie  befürchtet  hatte,  kann sich zurücklehnen.  Die 
Regierung  hat  mit  einigen  symbolischen  Aktionen  eine  neue  Europapolitik  simuliert. 
Tatsächlich aber hat sie in allen entscheidenden und konkreten Fragen tschechische Inter-
essen nicht langfristig, politisch und europäisch definiert, sondern sich an den kurzfristigen 
ökonomischen Interessen einzelner Branchen2 oder an der integrationsskeptischen Stim-

1 Programové  prohlášení  vlády ČR.  Vláda  ČR,  únor  2014,  abrufbar  unter:  www.vlada.cz/assets/media-
centrum/dulezite-dokumenty/programove_prohlaseni_unor_2014.pdf (letzter Zugriff: 1.10.2015)

2 Exemplarisch war die Debatte über ein Embargo der Europäischen Union gegen Russland wegen der An-
nexion der Krim und der Unterstützung der Separatisten im Donbass im August 2014, als sich große Teile 
der regierenden  ČSSD zumindest vor heimischem Publikum vor allem für die Interessen der tschechi-
schen Maschinenbauindustrie stark machten. Siehe dazu: Volker Weichsel:  Tschechische Republik, in: 
Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Jahrbuch der Europäischen Integration 2014, Baden Baden 
2014, S. 511-514. 

Jahrbuch der Europäischen Integration 2015 499

http://www.vlada.cz/assets/media-
http://www.vlada.cz/assets/media-centrum/dulezite-dokumenty/programove_prohlaseni_unor_2014.pdf
http://www.vlada.cz/assets/media-centrum/dulezite-dokumenty/programove_prohlaseni_unor_2014.pdf


Die Europapolitik in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union

mung in der Bevölkerung orientiert.3 Für diese kann sie zwar nicht verantwortlich gemacht 
werden, doch unternimmt sie auch wenig, um sie zu ändern.4 Die Europapolitik der Tsche-
chischen Politik bleibt damit defensiv-reaktiv. Die politische Vertretung einer saturierten, 
nach innen gekehrten Gesellschaft versucht, den größtmöglichen wirtschaftlichen Nutzen 
aus der EU-Mitgliedschaft zu ziehen. Alle Veränderungen, die auf die Übernahme von 
mehr finanzieller und politischer Verantwortung zur Lösung von Problem in der Europäi-
schen Union oder ihrem globalen Umfeld zielen, begreift sie als Zumutung, die es abzu-
wehren gilt. Wo eine politisch gesteuerte Umverteilung zwischen den europäischen Staaten 
und Gesellschaften zum Zwecke der Linderung ungleich verteilter Auswirkungen aktueller 
gesellschaftlicher  oder  ökonomischer  Krisen  mit  einer  Belastung für  die  Tschechische 
Republik  einherging,  wehrte  sich  die  Regierung  dagegen  (Migrationspolitik).  Wo  die 
Tschechische Republik Vorteile aus der Umverteilung zieht, befürworten ihre politischen 
Vertreter diese (Strukturfonds). In Brüssel ausgehandelte Paketlösungen mögen sie akzep-
tieren; einen nationalautonomistischen Weg, wie ihn in Ungarn Ministerpräsident Viktor 
Orbán seit 2010 zumindest rhetorisch beschreitet, vertritt nur eine Minderheit der tschechi-
schen politischen Klasse.5 Die Mehrheit  der  verantwortlichen Regierungs-,  Parlaments- 
und Parteipolitiker stellt zwar die europäische Integration als alternativlos dar, diese versu-
chen  jedoch  nicht,  die  Zustimmung  der  tschechischen  Öffentlichkeit  zu  europäischen 
Kompromissen zu gewinnen. Vielmehr mobilisieren sie in der innenpolitischen Arena vor 
der Brüsseler Entscheidung Widerstand gegen ein Brüsseler Diktat, um anschließend ihre 
Zustimmung im Ministerrat damit zu rechtfertigen, dass unter den gegebenen Machtver-
hältnissen für die Tschechische Republik nicht mehr herauszuholen gewesen sei. 

Dies unterscheidet die tschechische Europapolitik nicht grundsätzlich von jener vieler, 
wenn nicht der meisten anderen EU-Staaten. Im Vergleich zu ihren Vorgängerregierungen 
sowie im ostmitteleuropäischen Vergleich ist die Regierung unter Sobotka sogar als gemä-
ßigt einzustufen: Vor dem Hintergrund des ungezügelten Populismus, den in Polen in den 

3 Eurobarometer ermittelte 2014, dass nur noch 34 Prozent der befragten Tschechen „Vertrauen“ in die Eu-
ropäische Union haben, 15 Jahre zuvor waren es noch fast doppelt so viele gewesen (62 Prozent). Vgl.  
Europäische Kommission: Report.  Public opinion in the European Union. Standard Eurobarometer 81. 
Spring  2014,  Juni  2014,  abrufbar  unter:  http://ec.europa.eu/public_opinion /archives/eb/eb81/  eb81_ 
publ_en.pdf (letzter Zugriff: 1.10.2015)

4 Ein Beispiel ist die Studie zu den ökonomischen Vor- und Nachteilen der EU-Mitgliedschaft, die die Re-
gierung aus Anlass des zehnten Jahrestags des EU-Beitritts im Mai 2014 in Auftrag gegeben hatte. Die 
Studie kommt zu dem Ergebnis, dass die EU-Mitgliedschaft dem Land große ökonomische Vorteile brin-
ge, das BIP der Tschechischen Republik, so die Autoren, hätte ohne einen EU-Beitritt 2013 um 12 Prozent 
niedriger gelegen. Siehe Amt für europäische Angelegenheiten der Tschechischen Regierung: Ekonomické 
vyhodnocení členství České republiky v EU po deseti letech. Alternativní scénáře a kvantifikace, abrufbar 
unter:  www.vlada.cz/assets/evropske-zalezitosti/analyzy-EU/SEZUV-2014-1_Ekonomicke_vyhodnoceni_ 
clenstvi_Ceske_republiky_v_EU_po_deseti_let.pdf (letzter Zugriff: 1.10.2015).  Da das Ergebnis bei der 
Berechnung solcher kontrafaktischer Alternativszenarien von der Berücksichtigung oder Nichtberücksich-
tigung zahlreicher Faktoren abhängt, sind solche Studien nur scheinbar objektiv, tatsächlich spiegeln sie  
mehr oder minder unvermittelt (wirtschafts)politische Grundannahmen. 

5 Der rechte Rand des politischen Spektrums setzte dabei traditionell auf die USA als Unterstützer, der linke 
auf Russland. Der schleichende Rückzug der USA aus Europa und das ölgetriebene Wachstum Russlands 
in den 2000er Jahren haben jedoch zu einer gewissen Abwanderung rechter Nationalautonomisten in das 
Russland-Lager geführt.  Das wichtigste Beispiel ist  Ex-Präsident Klaus. Nach der Annexion der Krim 
durch Russland entstand in der Tschechischen Republik wie auch in Deutschland eine Querfront rechter 
und linker Kräfte, die das Vorgehen des Putin-Regimes rechtfertigt. Der prominenteste, wenn auch nicht 
radikalste Vertreter aus dem linken Spektrum ist Präsident Zeman, der seit 2014 und 2015 mehrfach als 
Fürsprecher postsowjetischer autoritärer Regimes (Russland, Aserbaidschan) oder zumindest des – vor-
geblich kritischen - Dialogs mit ihnen auftrat.

500 Jahrbuch der Europäischen Integration 2015

http://www.vlada.cz/assets/evropske-zalezitosti/analyzy-EU/SEZUV-2014-1_Ekonomicke_vyhodnoceni
http://ec.europa.eu/public_opinion


Tschechische Republik

Jahren 2006 bis  2007 die Regierung unter  Jaroslaw Kaczyński an den Tag legte,  den 
bisweilen  der  seit  2012  in  zweiter  Amtszeit  regierende  slowakische  Ministerpräsident 
Robert Fico pflegt, für den aber insbesondere der seit 2010 amtierende ungarische Minis-
terpräsident Orbán steht, bleibt die Prager Politik unauffällig. 

Euro

Ein Beispiel für die symbolische Politik, mit der die Regierung Sobotka sich als verlässli-
cher Partner zu profilieren und damit von ihrer Vorgängerin abzusetzen suchte, war die 
Unterzeichnung des Europäischen Fiskalpakts. Hatte die Regierung Necas mit theatrali-
scher Geste den Beitritt zu dem 2012 unterzeichneten Vertrag verweigert, so machte die 
Mitte-links-Regierung unter Sobotka viel  Aufhebens um ihre Bereitschaft,  dem Vertrag 
beizutreten; im März 2014 wurde er unterzeichnet. Allerdings ist dieser für Nicht-Euro-
Staaten nicht verbindlich. Während einige Staaten wie Polen sich mit einer Zusatzerklä-
rung dazu verpflichtet haben, die Bestimmungen des Vertrags einzuhalten, tat Prag dies 
nicht. Die Tschechische Republik hat sich daher mit der Unterzeichnung des Vertrags aus 
der Schmuddelecke der Totalverweigerer hinaus begeben und Zutritt zu einigen Treffen 
der Eurogruppe erhalten. Verpflichtungen ergeben sich jedoch keine oder erst dann, wenn 
sie der Eurozone beitritt. Davon ist sie jedoch auch Mitte 2015 so weit entfernt wie in all  
den Jahren zuvor. Die Regierung behauptet zwar, den Euro einführen zu wollen, weigert 
sich aber wie ihre Vorgängerin, einen Zeitpunkt der Einführung zu nennen. Als Minister-
präsident Sobotka sich dazu hinreißen ließ, das Jahr 2020 zu erwähnen – also viele Jahre 
nach Ende der Amtszeit seiner gegenwärtigen Regierung – nahm er selbst dieses Datum 
rasch zurück. Die in der Regierungserklärung angekündigte Bewegung „in Richtung euro-
päischer Integrationskern“ findet allenfalls im Schneckentempo statt. 

Flüchlingspolitik

Wie weit es mit der Prager Bereitschaft steht, sich für eine „handlungsfähige“ Europäische 
Union einzusetzen, zeigte dann im Sommer 2015 in aller Deutlichkeit der sprunghaft ange-
stiegene Zustrom von Flüchtlingen aus den Kriegsgebieten des Nahen und Mittleren Osten 
in die Mitte Europas. Da die Tschechische Republik weder eine Schengen-Außengrenze 
hat, noch nach vorliegenden Erkenntnissen Zielland der Flüchtlinge ist und auch keine der 
Routen  nach  Deutschland  und  in  die  skandinavischen  Staaten  durch  die  Tschechische 
Republik führt, stellten sich Prag die zentralen europapolitischen Fragen nicht, die sich aus 
dem Dubliner Abkommen und den zwei Folgeverordnungen (Dublin II, Dublin III) erge-
ben: Sie ist nicht wie Griechenland oder Ungarn vor die Wahl gestellt, entweder mit von 
Polizisten  oder  Soldaten  bewachtem,  rasiermesserscharfem  Widerhakensperrdraht  die 
Schengen-Außengrenze abzuriegeln oder unter Verletzung der rechtlichen Verpflichtungen 
aus den Dublin-Verordnungen eine Erstaufnahme der ins Land gekommenen Flüchtlinge 
zu verweigern (beziehungsweise die Weigerung durch inhumane Behandlung zu signalisie-
ren und sich des „Problems“ auf diese Weise zu entledigen) oder schließlich in der vagen 
Hoffnung auf eine administrativ geregelte europäische Verteilung diese Erstaufnahme zu 
organisieren. Vielmehr sah Prag sich lediglich mit der aus Brüssel kommenden, zunächst 
vor allem von Italien,  seit  dem großen Zustrom nach Deutschland mit  Nachdruck von 
Berlin erhobenen Forderung nach Aufnahme von der  Flüchtlinge gemäß eines europäi-
schen Verteilungsschlüssels konfrontiert. Die Zahl der Menschen, die sie aufnehmen soll, 
lag im Frühsommer 2015 im unteren, im Spätsommer 2015 dann im oberen vierstelligen 
Bereich. Angesichts einer Bevölkerung von zehn Mio. Menschen und eines Bruttoinlands-
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produkts  pro Kopf,  das  2014 kaufkraftbereinigt  bei  84 Prozent  des  EU-Durchschnitts, 
damit aber höher als in allen anderen ostmittel- und osteuropäischen EU-Staaten lag, ist  
die  Haltung zu  dieser  Quote  von  lediglich  symbolischer  Bedeutung.  Die  Antwort  der  
Prager Regierung war eindeutig: Sie lehnt einen europaweiten Verteilerschlüssel vehement 
ab und beteiligt sich an der Organisation konzertierten Widerstands gegen diesen europäi-
schen Ausgleich.6 Die Tschechische Republik hat damit unter einer Regierung, die mit der 
Ankündigung angetreten ist, für eine handlungsfähige Europäische Union einzutreten, in 
einer akuten humanitären Krisensituation der symbolischen Verteidigung des homogenen 
Nationalstaats  und  der  ungeteilten  Souveränität  dieses  Nationalstaats  Vorzug vor  einer 
europäischen Verständigung über einen EU-weiten Ausgleich gegeben. Zwar bemühen sich 
tschechische Politiker, die Begründung europäisch zu formulieren.7 Zu einer Aussage, wie 
jener  des  ungarischen  Ministerpräsidenten,  die  Flüchtlinge  seien  kein  europäisches, 
sondern ein deutsches Problem, ließ sich kein tschechischer Spitzenpolitiker hinreißen.8 
Auch ist die Position der Regierung insbesondere aus der Zivilgesellschaft heftig kritisiert 
worden. Die politischen Repräsentanten stehen jedoch einer überwiegend fremdenängstli-
chen,  in  nicht  geringen Teilen auch fremdenfeindlichen tschechischen Mehrheitsgesell-
schaft gegenüber,9 die eine europäische Migrationspolitik, die mehr ist als eine in Brüssel 
koordinierte Abschottung der Außengrenzen, als Angriff auf ein Herzstück nationalstaatli-
cher Souveränität begreift. Die Bereitschaft in Prag ist groß, für den Widerstand gegen 
eine  als  bevölkerungspolitisches  Diktat  wahrgenommene europäische  Asylpolitik  einen 
hohen europapolitischen Preis zu zahlen.

Weiterführende Literatur: 
Vít Beneš: Evropský rozměr české zahraniční politiky, in: Česká zahraniční politika, Praha 2015, im Erschei-

nen. 

6 So im Rahmen der Visegrad-Gruppe.  Siehe: Visegrad Group: Joint Statement of the Heads of Govern-
ments of the Visegrad Group Countries. Prague, 4 September 2015, abrufbar unter: www.visegradgroup. 
eu/joint-declaration-of-v4-150904 (letzter Zugriff: 1.10.2015).

7 Siehe etwa die Resolution der ČSSD zum „Umgang mit der Migrationskrise“ vom 5.9.2015: ČSSD: Sta-
novisko  České  strany  sociálně  demokratické  k  řešení  migrační  krize,  abrufbar  unter:  www.cssd. 
cz/aktualne/aktuality/stanovisko-ceske-strany-socialne-demokraticke-k-reseni-migracni-krize/ (letzter Zu-
griff: 1.10.2015).

8 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Viktor Orban über die Flüchtlingskrise: „Das Problem ist ein deutsches 
Problem“, 3.9.2015. 

9 Zum Antiziganismus, dem die sozial deklassierte und segregierte Romabevölkerung ausgesetzt ist, siehe 
Václav Miko: Anticikanismus v Čechách, České Budějovice 2009. Die Islamophobie in der Tschechi-
schen Republik wird nicht zuletzt von Präsident Zeman geschürt. Bei repräsentativen Umfragen erklärten 
im Frühjahr 2015 82 Prozent der befragten Tschechen, sie hielten islamistischen Fundamentalismus für  
eine sehr große Gefahr für ihr Land. Gegenwärtig leben in der Tschechischen Republik circa 20.000 Mus-
lime. Informace zvýzkumu stem trendy 5/2015 vydáno dne 16.6.2015. co považuje česká veřejnost za 
nebezpečí pro naši zemi?, abrufbar unter: http://stem.cz/clanek/3061 (letzter Zugriff: 1.10.2015)
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